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H- j,3G1der Beilagen zu den sren0grz:phischen Protokollen des Nationalrates. - - -~ ... _._- . ._-_..-
xm. Cesetzgebullgsperiode 

Dringliche A n fra ,g e 
-------------------------

P,:.r'~· .. , .. 
I Ci),. ------ '(D • .i219.;1,y 
der Abgeordneten Dr.I<OHLHAIER 

und Genossen 

an den Bundeskanzler 

betreffend verfassungsmäßiges Zustandekommender Novelle 

zum Krankenpflegefachdienstgesetz sOvlie Erfüllunc:r der 

Reqierungserklärung vorn: 5. November 1971 

In der Regierungserklärung vom 5. November 1971 führten Sie 

unter anderem aus: 

"Trotz der klaren Hehrheitsverhältnisse, die es für diese 

Legislaturperiode nun gibt, machte ich gleich zu Beginn 

meiner Ausführungen in aller Form die Erklärung abgeben, 

daß die neue Bundesregierung jederzeit zur Zusammenarbeit 

mit den anderen Parteien des Parlaments bereit ist. Sie wird 

keine Höglichkeit ausschlagen r diese Zusammenarbeit zu suchen 

und ist sich des Umstandes bewußt, daß es eine solche nur 

geben kann, wenn auf seiten der Mehrheit des Hauses, die 

diese Regierung stützt, auch eine entsprechende Kompromiß­

bereitschaft besteht." 

Dieser Teil der Regierungserklärung ist in letzter Zeit immer 

\"eniger ~laßstab der Tätigkeit der Bundesregierung und der 

sie stützenden Parlamentsmehrheit gewesen. 

Nach mehr als einjähriger Vakanz eines Richterpostens im 

Verfassunqsgerichtshof wurde - entgegen bisherigen parlamentari­

schen Gepflogenheiten - von der !'1ehrheit des Nationalrates ein 

Dreiervorschlag erstattet, aus dem nach dem Verzicht des Erstge­

reihten Dr.Lotheissen der Bundespräsident unter verfassuhasrecht­

lieh zumindest umstrittenen Umständen den Zweitgereihten Dr.Piska 

, 
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ern~nnte, webei ein Gutachten des VerfassuD0sdienstes un­

berücksichtigt blieb. Durch die Gegenzeichnung der Ernennung 

t.rägt der Bunc1esJ.:;:anzler hi<:~fürdie Ni tvercJ.ntvlOrtunrr •. 

l~m 20. tJI.=trz 1973 \'lUrde VOlt, Nat.ionalrat in z~Neiter und dritter 

Lesung eine Novelle zum I\rankenpflegefachdienst mi·t Spö-

Mehrheit gegen die Stimmen von ÖVP und FPÖ beschlossen. Da 

diese Novelle als wichtigste Neuerung die Einführung eines 

neuen Ausbildungsjahres , das Il gemä.ß den einschlägiqen schul­

rechtlichen Vorschriften" zu fUhren ist urtd in die Zustfindig-

keit des Unterrichtsministers f2llt, vorsieht, ist gemäß Art. 14 

Abs. 10 des Bundes-Verfassungsgesetzes die Amvesenhei t von mindestens 

der Hälfte der Mitglieder des Nationalrates und eine Mehrheit 

von zwei Drittel der abaeaebenen Sti:m.rnen erforderlich. Präsi-
~; ..; 

dent Otto Probst konnte anl~ßlich der Deschlußfassung dieses 

Gesetzes man~Jels Zustimmung von tJvP und FPÖ aber nur die ein­

fache [.'Jeh!:nei t de~c abgegebenen Stirnmen für das Zustandekommen 

des Krankenpflegefachdienstgesetzes feststellen. Das Gesetz 

ist daher nicht verfassungsgemäß zustande gekon1men. 

Am 29. März 1973 beantragten die Mitglieder des Bundesrates 

Dr. Scha:r.1beck und Genossen die Erhebung eines roi t Gründen ver­

sehenen Einspruchs des Bundesrates gegen den Gesetzesbeschluß 

des Nationalrates, der aber von der Spö-Mehrheit niederge­

stimmt "vlUrde. 

Nach der Bundesverfassuna ist das verfassungsmäßige Zustande­

korr~en der Bundesgesetze durch die Unterschrift des Bundespräsi­

denten zu beurkunden (Art. 47 B-VG) ~ Die Vorlage zur Beurkundung 

erfolgt durch den Bundeskanzler. Die Beurkundung $elbst ist vom 

Bundeskanzler und von den zuständigen Bundesministern gegen­

zuzeichnen. Durch diese Akte übernehmen die befaßten Regierungs­

mi tglieder die verfassungsrechtliche Mi tverantvlortung. 

Die Opposition kann in der Vorgangsweise der Bundesregierung 

sowie der sie stUtzenden Mehrheit des Nationalrates nur eine 

zunehmende Einschränkung der Gesprächsbereitschaft und der 
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Höglichkei ten zur Zusarmnenarbei t :öehen • 

Immer bedenkenloser \vird von der absoluten Hehrheit und den 

verfasSUTI0SrechtLichen r-.1öqlichkeit.en bis an cU.e Grenze des 

Zu...vnutbaren, manchmal bereits über diese Grenze hinaus, Ge­

brauch qerlla.cht. Diese Unduldsamkeit richtet sich nicht allein 

gegen die parlamentarische Opposition, sondern berührt auch 

die Interessen breiter Bevölkerunqskreise, deren Recht auf 

Hitsprache, Gehör und Information dadurch immer stärker ein­

geengt vlire und 'lmberücksichtigt bleibt. Es entsteht die 

paradoxe Si.tuation, daß unter dem VODvand von angeblichen 

"Demokratisierunqs"-Bestrebungen ein irmner größeres inhalt­

liches Defizit an demokratischen Verhaltens regeln dieser 

Bundesregiertmg und der Pctrlamentsmehrhei t zu Tage tritt. 

Gerade dadurch aber wird die im Interesse aller Burger not­

\.;enc.igeBClsis sachlicher Z:usan-u-ner..arbei t der pluralistischen 

Gesellschaft im parlamentarischen und außerparlamentarischen 

Bereich geschw~chtf was eine ernste Belastungsprobe fHr das 

der;~okr~ü.i.sche KräftegJ.eichgevlicht bedeutet. 

Die unterze.i.chneJcen Abgeordneten richten daher an den Herrn 

Bundeskanzler folgende 

A n fra g e : 

1.) Narden Sie das Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz 

betreffend die Regelung d~' Krankenpflegefachdienstes, der 

medizinisch-technischen Dienste und der Sanitätshilfsdienste 

geändert wird, dem Bundespräsidenten zur Beurkundung des 

verfassungsmäßigen Zustandekom..··nens vorlegen I ObvlOhl zu­

mindestens Teile dieses Bundesgesetzes dem qualifizierten 

Quorum hinsichtlich der Beschlußfassung gemäß Art. 14 

Abs. 10 B-VG unterliegen und das Bundesgesetz somit nicht 

verfassungsgemäß zustande karn? 
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2.) \·!enn ja, hctben ~~ie zur Fri1cfe des vcrfas~~ungsm~ißigen Zu­

standükoH1.rael1S diese:3 Dunde~3(TI::~setzcs ein (~1.1tachtcn de!3 

\!c.~1~ fassl.tI:c:sclit:;nste:1 des BundcsJ.::.an zlerar;l tes ei"stellen 

lassen und wie lautet dieses im vollen Wortlaut? 

3.) l"Jenn nein, ~'Tarum haben Sie das unterlassen? 

4.) Wenn Frage 1 mit Ja b~antwortet wird - werden Sie, falls' 

die Beurkundung du~ch den Bundesprgsidenten erfol"en sollte, 

diese gemäß Art. 47 Abs. 3 gegenzeichnen? 

5 • ) Da. Sie :Ln der Reaieruncrserkliirun("f vom 5. November 1971 
.J _- ...J 

erkUirt haben I "daß die neue Bundesre~rierung jederzeit zur 

Zusammenarbeit mit den anderen Parteien des Parlaments be­

re! t ist. Sie "',irq keine ~Iöglichkeit ausschlagen, diese 

Zusammenarbeit zu suchen, und is·t sich des Umstandes be­

wußt, daß es eine solche nur geben kann, wenn auf.seiten 

der Mehrheit dieses Hauses, die diese Regierung stUtzt, 

al1ch eine entsprechende Kompromißberei tschaft besteht n , 

fragen \'lir Sie, vde \'l1rd die Bundesregierung ztl .. rrlindestens 

in Hinkunft die Versprechungen dieses Teiles ·der Regierunqs­

erkläruna einhalten?~ 

In forme ;.lell H+'~SichjC.-; ~·:lird beantraqt, diese l\nfrage gern. 
§ 73 der Gd i:ali:3/ driX'lqJiich zu behandeln und dem Erstunter-

. h \1' I. h J,! .. .:J"'..fI". f /' ~} ze~c ner Ge; eqen eJlt/~urlBeqrunLii,-,v,;~pzu/lr~pen. -.~ ! I J"-

• 
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